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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Viehzählungen 
- Nr. 3971 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Viehzählungen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Viehzählungen vom 
31. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1532) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Vieh- 
zählungen vom 2. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 481) wird wie folgt geändert 
und ergänz 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In jedem Jahr finden im 
Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes in dererstenWoche des 
Dezember eine allgemeine 
Viehzählung und jeweils in 
der ersten Woche des März, 
Juni und September Vieh- 
zwischenzählungen statt. Die 
allgemeine Zählung kann die Bestände an 
Pferden, Maultieren, Mauleseln, Eseln, 
Rindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen, 
Kaninchen, Edelpelztieren, Federvieh und 
Bienenstöcken erfassen. Bei den Zwischen- 
zählungen im März und September 
können die Bestände an Schweinen und 
bei der Z w i s c h e n z ä h 1 u n g im 
Juni die Bestände an Rind- 
vieh, Schweinen, Schafen, 
Federvieh und Bienenstök' 
ken erfaßt werden. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundes- 
minister) bestimmt durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Viehzählungen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Viehzählungen vom 
31. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1532) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Vieh- 
zählungen vom 2. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 481) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Die allgemeine Zählung kann die 
Bestände an Rindvieh, Pferden, Schwei- 
nen, Schafen, Ziegen, Federvieh und 
Bienenstöcken erfassen. Die Bestände an 
Maultieren, Mauleseln, Eseln, Kaninchen 
und Edelpelztieren können von der all- 
gemeinen Zählung in jedem vierten Jahr 
erfaßt werden. Bei den Zwischenzählun- 
gen im März, Juni und September können 
die Bestände an Schweinen und Rindvieh 
erfaßt werden. 


(2) unverändert 
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Entwurf 

Tag, Art, Gegenstand und Aufgliederung 
der Zählungen.“ 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß zugleich mit 
den Zählungen nach § 1 ergänzende Er- 
hebungen über die Rassen des gezählten 
Viehs sowie über die Ausrüstung der vieh- 
haltenden Betriebe mit Einrichtungen, die 
nach ihrer Zweckbestimmung der Vieh- 
wirtschaft dienen, stattfinden.“ 

3. § 3 wird gestrichen. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Statistische Bundesamt be- 
reitet die Erhebungen methodisch und 
technisch vor. Zu diesen Vorbereitungen 
gehört insbesondere die Festlegung der 
Erhebungspapiere sowie der Pläne für die 
Aufbereitung und bei Repräsentativ- 
erhebungen die Festlegung der Methode 
für die Auswahl der Bet* ' Se. 

(2) Die statistischen Landesämter führen 
die Erhebungen unter Mitwirkung der 
Kreis- und Gemeindebehörden durch. 
Den Gemeinden liegt es ob, 
die erforderlichen örtlichen 
Feststellungen und Ermitt- 
lungen zu treffen. 

(3) Die statistischen Landesämter be- 
reiten die von ihnen durchgeführten Zäh- 
lungen auf. Sie stellen die Landes- 
ergebnisse zusammen, teilen diese gleich- 
zeitig dem Statistischen Bundesamt und 
dem Bundesminister mit und veröffent- 
lichen sie nach einem im Benehmen mit 
dem Statistischen Bundesamt festzulegen- 
den Mindestprogramm. 

(4) Das Statistische Bundesamt stellt die 
Länderergebnisse zu Bundesergebnissen 
zusammen und veröffentlicht sie in zweck- 
dienlichem Umfange.“ 

5. § 5 Abs. 2 wird durch die fol- 
genden Absätze 2 und 3 er- 
setzt: 

„(2) Die Behörden der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände sind 
verpflichtet, ihren Beamten, Ange- 
stellten und Arbeitern in dem von 
den E r h e b u n g s s t e 1 1 e n ver- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


2, unverändert 


3. unverändert 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

(1) unverändert 


(2) Die statistischen Landesämter führen 
die Erhebungen unter Mitwirkung der 
Kreis- und Gemeindebehörden durch. 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


5. § 5 Abs. 2 erhalt folgende Fassung: 


„(2) Die Behörden der Länder, Gemein- 
den und Gemeindeverbände sollen ihren 
Beamten, Angestellten und Arbeitern Ge- 
legenheit zur Ausübung der Zählertätig- 
keit unter Fortzahlung der Bezüge ge- 
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Entwurf 

langten Umfange Gelegenheit zur 
Ausübung der Zählertätigkeit unter Fort- 
zahlung der Bezüge z u geben. 

(3) Lebenswichtige öffent- 
liche Dienste dürfen auf 
Grund des Absatzes 2 in ihrer 
Tätigkeit nicht unterbrochen 
werde n.“ 

6. In § 6 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„oder vertrauten“ gestrichen. 

7. § 6 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Den Zählern ist das Betreten von 
Grundstücken, Ställen und ähnlichen 
Räumen, in denen Vieh gehalten wird 
oder gehalten werden kann, zu gestatten.“ 

8. § 6 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Den Zählern stehen die mit der 
Überprüfung der Ergebnisse beauftragten 
Personen gleich.“ 

9. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß die statisti- 
schen Ergebnisse durch eine Nacherhebung 
bei einer bestimmten Zahl von Vieh- 
haltern nach einheitlichen Grundsätzen 
überprüft werden.“ 

10. § 7 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Einzelangaben der Viehhalter 
sowie die bei den Zählungen und Nach- 
prüfungen getroffenen Feststellungen 
können für behördliche Maßnahmen 
zur Durchführung des Tierzuchtgesetzes 
und des Viehseuchengesetzes, für die Be- 
rechnung der Beiträge zu den öffentlichen 
Viehseuchenentschädigungskassen, für die 
Berechnung der öffentlichen Dassel* 
bekämpfungsgebühren und des Was- 
sergeldes sowie für die Wirt- 
schaftsberatung verwendet wer- 
den. Die Benutzung der Einzelangaben 
und Feststellungen zu steuerlichen Zwek- 
ken ist unzulässig. Die Befugnis zur Ver- 
wendung der Einzelangaben ist den Aus- 
kunftspflichtigen in geeigneter Weise be- 
kanntzugeben. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

ben, sofern nicht dringende dienstliche 
Gründe dem entgegenstehen.“ 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. § 7 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Einzelangaben der Viehhalter 
sowie die bei den Zählungen und Nach- 
prüfungen getroffenen Feststellungen dür- 
fen für behördliche Maßnahmen zur 
Durchführung des Tierzuchtgesetzes und 
des Viehseuchengesetzes, für die Berech- 
nung der Beiträge zu den öffentlichen 
Viehseuchenentschädigungskassen, für die 
Berechnung der öffentlichen Dassel- 
bekämpfungsgebühren durch die zustän- 
digen Behörden oder die von diesen be- 
auftragten Stellen verwendet werden. 
Die Benutzung der Einzelangaben und 
Feststellungen zu steuerlichen Zwecken 
ist unzulässig. Die Befugnis zur Verwen- 
dung der Einzelangaben ist den Aus- 
kunftspflichtigen in geeigneter Weise be- 
kanntzugeben. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


(2) Die Zähler sowie alle auf Grund 
dieses Gesetzes mit Einzelangaben und 
deren Verwendung befaßten Personen 
und Dienststellen sind zur Verschwiegen- 
heit gegen jedermann über die ihnen in 
Ausübung ihrer Befugnisse zur Kenntnis 
gelangten Angaben der Tierbestände, Ein- 
richtungen und Betriebsverhältnisse ver- 
pflichtet. Die zur Geheimhaltung ver- 
pflichteten Personen sind, soweit sie nicht 
beamtet sind, auf eine gewissenhafte Er- 
füllung ihrer Obliegenheiten nach § 1 der 
Verordnung gegen Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nicht beamteter Personen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) 
durch Handschlag zu verpflichten.“ 

11. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

„Die bei Dienststellen des Bundes ent- 
stehenden Kosten trägt der Bund; die 
übrigen Kosten tragen die Länder und 
nach Maßgabe des Landesredits die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände.“ 

12. § 8 wird gestrichen. 

13. § 9 a erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, 
wer vorsätzlich der durch § 6 
Abs. 1 begründeten Aus- 
kunftspflicht nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt oder wissent- 
lich unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht, sofern die Tat nicht 
nach anderen Vorschriften 
mit Strafe bedroht ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 DM geahndet 
werden. 

(3) Die Einziehung nach den 

Bestimmungen der §§ 17 bis 26 

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
vom 2 5. März 1 9 5 2 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 177) ist zulässig 

mit der Maßgabe, daß nur sol- 

ches Vieh eingezogen werden kann, 

dessen Vorhandensein vom Viehhal- 

ter wissentlich verschwiegen wurde.“ 


(2) unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 

13. § 9 erhält folgende Fassung: 

4 2 3 * * * * * 9 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, 

1. wer der Verpflichtung des § 6 Abs. 1 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt 
oder wissentlich unrichtige oder unvoll- 
ständige Angaben macht, 

2. wer sich den Vorschriften des § 6 
Abs. 2 zuwider weigert, den Zählern 
die Besichtigung der Ställe und anderer 
Örtlichkeiten zu gestatten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 DM geahn- 
det werden. 

(3) Vieh, dessen Vorhandensein wis- 
sentlich verschwiegen worden ist, kann 
eingezogen werden. §§ 18 Abs. 4, 19 bis 
26 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten sind anzuwenden.“ 


14. § 9 a entfällt. 
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Entwurf 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


Artikel 3 

Der Bundesminister wird ermächtigt, den 
Wortlaut des Gesetzes über Viehzählungen 
in der Fassung dieses Gesetzes mit neuem 
Datum und mit neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermäch- 
tigungen erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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